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See the notice on TED website

502995-2026 - Wettbewerb
Deutschland – Bau von Gebäuden für Not- und Rettungsdienste – Neubau Integrierte 
Regionalleitstelle Ostwürttemberg Aalen - VE 021 Sektionaltor Neuausschreibung
OJ S 138/2026 21/07/2026
Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Bauleistungen

1. Beschaffer

1.1.  Beschaffer
Offizielle Bezeichnung: DRK-Kreisverband Aalen e.V.
E-Mail: nb-irls@drk-aalen.info
Rechtsform des Erwerbers: Regionale Gebietskörperschaft
Tätigkeit des öffentlichen Auftraggebers: Allgemeine öffentliche Verwaltung

2. Verfahren

2.1.  Verfahren
Titel: Neubau Integrierte Regionalleitstelle Ostwürttemberg Aalen - VE 021 Sektionaltor 
Neuausschreibung
Beschreibung: 1x Lieferung und Montage eines Sektionaltors
Kennung des Verfahrens: 9f51277a-efe6-4355-8fce-1de0665cbbdc
Interne Kennung: VE 021 Sektionaltor Neuausschreibung
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Das Verfahren wird beschleunigt: nein

2.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Bauleistungen
Haupteinstufung (cpv): 45216125 Bau von Gebäuden für Not- und Rettungsdienste

2.1.2.  Erfüllungsort
Postanschrift: Schützenweg 2/1  
Stadt: Aalen
Postleitzahl: 73430
Land, Gliederung (NUTS): Ostalbkreis (DE11D)
Land: Deutschland

2.1.4.  Allgemeine Informationen
Rechtsgrundlage: 
Richtlinie 2014/24/EU
vob-a-eu -
Anzuwendende grenzübergreifende Rechtsvorschrift: -

2.1.6.  Ausschlussgründe
Quellen der Ausschlussgründe: Bekanntmachung
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung: VOB/A §6e EU: Der öffentliche Auftraggeber 
schließt ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, 
wenn er Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem 
Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine 
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Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt 
worden ist wegen einer Straftat nach § 129 des Strafgesetzbuchs (StGB) (Bildung krimineller 
Vereinigungen), § 129a StGB (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b StGB 
(kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland).
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung: VOB/A §6e EU: Der öffentliche Auftraggeber 
schließt ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, 
wenn er Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem 
Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine 
Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt 
worden ist wegen einer Straftat nach: -§ 89c StGB (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der 
Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller 
Mittel in Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet 
werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 StGB zu 
begehen. - § 261 StGB (Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter 
Vermögenswerte)
Korruption: VOB/A §6e EU: Der öffentliche Auftraggeber schließt ein Unternehmen zu jedem 
Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn er Kenntnis davon hat, dass 
eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig 
verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: - § 299 
StGB (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 299b StGB 
(Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen). - § 108e StGB (Bestechlichkeit und 
Bestechung von Mandatsträgern), - den §§ 333 und 334 StGB (Vorteilsgewährung und 
Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a StGB (Ausländische und internationale 
Bedienstete), - Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung 
(Bestechung ausländischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem 
Geschäftsverkehr)
Kinderarbeit und andere Formen des Menschenhandels: VOB/A §6e EU: Der öffentliche 
Auftraggeber schließt ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme aus, wenn er Kenntnis davon hat, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 
3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen 
eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt 
worden ist wegen einer Straftat nach den §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis 233a 
StGB (Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, 
Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung).
Verstoß gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Sozialversicherungsbeiträgen: Der 
öffentliche Auftraggeber schließt ein Unternehmen von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren aus, wenn 1. das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von 
Steuern, Abgaben und Beiträgen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies 
durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung 
festgestellt wurde, oder 2. der öffentliche Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die 
Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1 nachweisen kann.
Verwaltung der Vermögenswerte durch einen Insolvenzverwalter: Der öffentliche Auftraggeber 
kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu 
jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren 
ausschließen, wenn das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des 
Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder 
eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden 
ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit 
eingestellt hat.
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Interessenkonflikt aufgrund seiner Teilnahme an dem Vergabeverfahren: Der öffentliche 
Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem 
Vergabeverfahren ausschließen, wenn ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des 
Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den 
öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens 
beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht 
wirksam beseitigt werden kann.
Vorzeitige Beendigung, Schadensersatz oder andere vergleichbare Sanktionen: Der 
öffentliche Auftraggeber kann unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der 
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen, wenn das Unternehmen eine 
wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags erheblich 
oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu 
Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat.
Verstoß gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Steuern: Der öffentliche Auftraggeber 
schließt ein Unternehmen von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus, wenn 1. das 
Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben und Beiträgen zur 
Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder 
bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde, oder 2. der öffentliche 
Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1 
nachweisen kann.

5. Los

5.1.  Los: LOT-0001
Titel: Neubau Integrierte Regionalleitstelle Ostwürttemberg Aalen - VE 021 Sektionaltor 
Neuausschreibung
Beschreibung: 1x Lieferung und Montage eines Sektionaltors
Interne Kennung: VE 021 Sektionaltor Neuausschreibung

5.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Bauleistungen
Haupteinstufung (cpv): 45216125 Bau von Gebäuden für Not- und Rettungsdienste
Optionen: 
Beschreibung der Optionen: Zusätzliche Information zum Ausführungszeitraum: -Beginn 
innerhalb von 12 Werktagen nach Zugang der Aufforderung durch den AG -Aufforderung 
durch AG voraussichtlich: Anfang November 2026 -Verweis auf Formblatt "214 - Besondere 
Vertragsbedingungen" + separate Anlage zu Formblatt 214 (Vertragstermine)

5.1.2.  Erfüllungsort
Postanschrift: Schützenweg 2/1  
Stadt: Aalen
Postleitzahl: 73430
Land, Gliederung (NUTS): Ostalbkreis (DE11D)
Land: Deutschland

5.1.3.  Geschätzte Dauer
Datum des Beginns: 21/11/2026
Enddatum der Laufzeit: 04/06/2027



502995-2026 Page 4/9

5.1.6.  Allgemeine Informationen
Vorbehaltene Teilnahme: 
Teilnahme ist nicht vorbehalten.
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: ja
Diese Auftragsvergabe ist auch für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet: nein

5.1.7.  Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Keine strategische Beschaffung

5.1.9.  Eignungskriterien
Quellen der Auswahlkriterien: Bekanntmachung
Kriterium: Maßnahmen zur Sicherstellung der Qualität
Beschreibung des Auswahlkriteriums: VORBEMERKUNG ZU DEN EIGNUNGSKRITERIEN – 
FESTLEGUNG ZUR FORM DES NACHWEISES: Soweit möglich führen präqualifizierte 
Unternehmen den Nachweis der folgenden Anforderungen durch den Eintrag in die Liste des 
Vereins für die Präqualifikation von Bauunternehmen e. V. (Präqualifikationsverzeichnis). 
Nichtpräqualifizierte Unternehmen haben als vorläufigen Nachweis mit dem Angebot das in 
diesem Punkt ausgefüllte Formblatt 124 „Eigenerklärung zur Eignung“ vorzulegen. Soweit 
Präqualifikation und/oder Formblatt 124 die erforderliche Erklärung bzw. den erforderlichen 
Nachweis nicht beinhalten, führt der Bieter die Erklärung mit dem angegebenen Formblatt. 
Diese Festlegung gilt für alle Anforderungen in Ziffer 5.1.9 der Auftragsbekanntmachung, 
soweit bei der jeweiligen Anforderung nicht eine andere Form des Nachweises angegeben ist. 
Die Vorlage der geforderten Nachweise hat mit dem Angebot zu erfolgen, wenn nicht explizit 
festgelegt ist, dass der Nachweis auf gesonderte Anforderung vorzulegen ist.

Kriterium: Maßnahmen zur Sicherstellung der Qualität
Beschreibung des Auswahlkriteriums: A) Erklärung, dass Ausschlussgründe nach § 6e EU 
VOB/A nicht vorliegen. Soweit Ausschlussgründe gem. § 6e EU VOB/A vorliegen, ist dies vom 
Bieter anzuzeigen. Auf gesonderte Anforderung sind vom Bieter die Unterlagen hinsichtlich 
der Maßnahmen vorzulegen, die der Bieter zur Herstellung seiner Zuverlässigkeit 
vorgenommen hat (z. B. Unterlagen zur Selbstreinigung).

Kriterium: Maßnahmen zur Sicherstellung der Qualität
Beschreibung des Auswahlkriteriums: B) Eigenerklärung des Bieters, dass die in § 21 AEntG, 
§ 98c AufenthG, § 19 MiLoG, § 21 SchwarzArbG und § 22 LkSG genannten 
Ausschlussgründe nicht vorliegen bzw. Eigenerklärung für ausländische Bieter, dass keine 
Ausschlussgründe vorliegen, die nach den Rechtsvorschriften des jeweiligen Landes mit §§ 
123, 124 GWB bzw. § 21 AEntG, § 98c AufenthG, § 19 MiLoG, § 21 SchwarzArbG und § 22 
LkSG vergleichbar sind – Gesonderter Nachweis: Formblatt zu weiteren Ausschlussgründen).

Kriterium: Eintragung in ein relevantes Berufsregister
Beschreibung des Auswahlkriteriums: C) Erklärung, dass keine Eintragungen im 
Wettbewerbsregister gespeichert sind.

Kriterium: Eintragung in ein relevantes Berufsregister
Beschreibung des Auswahlkriteriums: D) Erklärung zur Eintragung in die folgenden Register: 
Handelsregister, Handwerksrolle, Industrie- und Handwerkskammer. Sollte das Angebot in die 
engere Wahl kommen, sind durch nicht-präqualifizierte Unternehmen als Nachweis auf 
gesonderte Anforderung zudem folgende Belege vorzulegen: Gewerbeanmeldung, 



502995-2026 Page 5/9

Handelsregisterauszug , Eintragung in die Handwerksrolle bzw. bei der Industrie- und 
Handelskammer.

Kriterium: Eintragung in ein relevantes Berufsregister
Beschreibung des Auswahlkriteriums: E) Erklärung bezüglich der Mitgliedschaft bei der 
Berufsgenossenschaft. Sollte das Angebot in die engere Wahl kommen, sind durch nicht-
präqualifizierte Unternehmen als Nachweis auf gesonderte Anforderung zudem folgende 
Belege vorzulegen: Unbedenklichkeitsbescheinigung der Berufsgenossenschaft.

Kriterium: Andere wirtschaftliche oder finanzielle Anforderungen
Beschreibung des Auswahlkriteriums: F) Erklärung, dass das Unternehmen seine 
Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur 
Sozialversicherung, soweit sie der Pflicht zur Beitragszahlung unterfallen, ordnungsgemäß 
erfüllt hat. Sollte das Angebot in die engere Wahl kommen, sind durch nicht-präqualifizierte 
Unternehmen als Nachweis auf gesonderte Anforderung zudem folgende Belege vorzulegen: 
eine Unbedenklichkeitsbescheinigung der tariflichen Sozialkasse, eine 
Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamtes bzw. eine Bescheinigung in Steuersachen, 
eine Freistellungsbescheinigung nach § 48b EStG

Kriterium: Andere wirtschaftliche oder finanzielle Anforderungen
Beschreibung des Auswahlkriteriums: G) Erklärung, dass in Bezug auf das Unternehmen ein 
Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren weder beantragt 
noch eröffnet wurde, ein Antrag auf Eröffnung nicht mangels Masse abgelehnt wurde und sich 
das Unternehmen nicht in Liquidation befindet oder ein Insolvenzplan rechtskräftig bestätigt 
wurde. Soweit ein Insolvenzplan rechtskräftig bestätigt worden ist, ist der Bieter verpflichtet, 
dies gesondert mitzuteilen und hat den Insolvenzplan auf gesonderte Anforderung vorzulegen.

Kriterium: Allgemeiner Jahresumsatz
Beschreibung des Auswahlkriteriums: H) Erklärung über den Umsatz des Unternehmens in 
den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren in Euro, soweit er Bauleistungen und andere 
Leistungen betrifft, die mit der zu vergebenden Leistung vergleichbar sind unter Einschluss 
des Anteils bei gemeinsam mit anderen Unternehmen ausgeführten Leistungen.

Kriterium: Referenzen zu bestimmten Arbeiten
Beschreibung des Auswahlkriteriums: I) Erklärung, dass das Unternehmen in den letzten fünf 
Kalenderjahren vergleichbare Leistungen ausgeführt hat. Falls das Angebot in die engere 
Wahl gelangt, sind von nicht-präqualifizierten Unternehmen zusätzlich auf Anforderung 3 
Referenznachweise mit mindestens folgenden Angaben vorzulegen: Ansprechpartner, Art der 
ausgeführten Leistung, Auftragssumme, Ausführungszeitraum, stichwortartige Benennung des 
mit eigenem Personal ausgeführten maßgeblichen Leistungsumfanges einschließlich Angabe 
der ausgeführten Mengen, Zahl der hierfür durchschnittlich eingesetzten Arbeitnehmer, 
stichwortartige Beschreibung der besonderen technischen und gerätespezifischen 
Anforderungen bzw. (bei Komplettleistung), Kurzbeschreibung der Baumaßnahme 
einschließlich eventueller Besonderheiten der Ausführung, Angabe zur Art der Baumaßnahme 
(Neubau, Umbau, Denkmal), Angabe zur vertraglichen Bindung (Hauptauftragnehmer, ARGE-
Partner, Nachunternehmer); ggf. Angabe der Gewerke, die mit eigenem Leitungspersonal 
koordiniert wurden, Bestätigung des Auftraggebers über die vertragsgemäße Ausführung der 
Leistung.

Kriterium: Durchschnittliche jährliche Belegschaft
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Beschreibung des Auswahlkriteriums: J) Erklärung, dass dem Unternehmen die für die 
Ausführung der Leistungen notwendigen Arbeitskräfte zur Verfügung stehen. Falls das 
Angebot in die engere Wahl gelangt, ist zusätzlich als Nachweis auf gesonderte Anforderung 
vorzulegen: Erklärung über die Zahl der in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren 
jahresdurchschnittlich beschäftigten Arbeitskräfte sowie Erklärung hinsichtlich der technischen 
Fachkräfte, über die das Unternehmen für die Ausführung der Leistung verfügt.

Kriterium: Maßnahmen zur Sicherstellung der Qualität
Beschreibung des Auswahlkriteriums: K) Erklärung (soweit erforderlich) der 
Bietergemeinschaftsmitglieder einschließlich Benennung desjenigen, der die 
Bietergemeinschaft vertritt (Formblatt 234). Bei Bietergemeinschaften sind die In Ziffer 5.1.9 
Buchstabe A bis J Erklärungen und Nachweise von jedem Mitglied gesondert zu erbringen, 
soweit im Einzelnen nicht anders vorgegeben. Auf die VORBEMERKUNG ZU DEN 
EIGNUNGSKRITERIEN – FESTLEGUNG ZUR FORM DES NACHWEISES wird verwiesen. 
Die Festlegung gilt für Mitglieder einer Bietergemeinschaft entsprechend.

Kriterium: Maßnahmen zur Sicherstellung der Qualität
Beschreibung des Auswahlkriteriums: L) Erklärung zur Eignungsleihe (soweit erforderlich): 
Eigenerklärung zur Eignungsleihe (Formblatt 235) einschließlich der Verpflichtungserklärung 
des Unternehmens/sonstigen Dritten (Formblatt 236). Jedes Unternehmen, dessen 
Kapazitäten der Bieter für die Erfüllung eines oder mehrerer Eignungskriterien in Anspruch 
nehmen will, muss folgende Erklärungen vorlegen: (1) Erklärung zur Eignungsleihe (Formblatt 
235; bei der Eignungsleihe hinsichtlich der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit ist 
die obere Tabelle auf dem Formblatt auszufüllen) (2) Verbindliche Verpflichtungserklärung des 
jeweiligen Unternehmens, dass ihm die Mittel zur Verfügung stehen werden bzw. dass der 
Dritte die Leistung ausführen wird (§ 6d Abs. 1 Satz 3 EU VOB/A). Nimmt der Bieter die 
Kapazitäten eines anderen Unternehmens im Hinblick auf die wirtschaftliche oder finanzielle 
Leistungsfähigkeit in Anspruch, ist zusätzlich die Abgabe einer gemeinsamen 
Haftungserklärung hinsichtlich der Auftragsausführung gefordert (Formblatt 236). (3) Darüber 
hinaus sind für das Unternehmen, dessen Kapazitäten in Anspruch genommen werden die 
folgenden Unterlagen einzureichen: (a) Allgemeine Erklärungen zur Eignung gem. Ziffer 5.1.9 
dieser Auftragsbekanntmachung, Buchstabe A bis H. Auf gesonderte Anforderung ist auch für 
das eignungsverleihende Unternehmen die gem. Ziffer 5.1.9 in den Buchstaben A bis E auf 
gesonderte Anforderung vorzulegenden Nachweise einzureichen. (b) Nachweis der Eignung 
des Unternehmens, dessen Kapazitäten der Bieter für die Erfüllung eines oder mehrerer 
Eignungskriterien in Anspruch nehmen will, in Bezug auf die Eignungskriterien entsprechend 
dem Umfang der Eignungsleihe. (Verwendung des entsprechenden Formblatts (soweit 
vorhanden) oder durch Präqualifikationsnummer je nachdem, welche Eignung in Anspruch 
genommen werden soll). Nicht-präqualifizierte Unternehmen haben zum Nachweis der 
Eignung auf Anforderung die entsprechend in dieser Auftragsbekanntmachung genannten 
Nachweise vorzulegen. (4) Auf die VORBEMERKUNG ZU DEN EIGNUNGSKRITERIEN – 
FESTLEGUNG ZUR FORM DES NACHWEISES wird verwiesen. Die Festlegung gilt für 
Unternehmen, deren Kapazitäten im Rahmen der Eignungsleihe in Anspruch genommen 
werden, entsprechend.

5.1.10.  Zuschlagskriterien
Kriterium: 
Art: Preis
Beschreibung: Gewertet wird der angegebene Gesamtpreis
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5.1.11.  Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Frist für die Anforderung zusätzlicher Informationen: 13/08/2026 12:00:00 (UTC+02:00) 
Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische Sommerzeit
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://plattform.aumass.de/Veroeffentlichung
/av2832cf-eu
Ad-hoc-Kommunikationskanal: 
URL: https://plattform.aumass.de/Veroeffentlichung/av2832cf-eu

5.1.12.  Bedingungen für die Auftragsvergabe
Bedingungen für die Einreichung: 
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse für die Einreichung: https://plattform.aumass.de/Veroeffentlichung/av2832cf-eu
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulässig
Varianten: Nicht zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Zulässig
Beschreibung der finanziellen Sicherheit: Soweit die Auftragssumme mindestens 250 000 
EUR ohne Umsatzsteuer beträgt, ist Sicherheit für die Vertragserfüllung in Höhe von 5 Prozent 
der Auftragssumme (inkl. Umsatzsteuer, ohne Nachträge) zu leisten. Die Sicherheit für 
Mängelansprüche beträgt 3 Prozent der Summe der Abschlagszahlungen zum Zeitpunkt der 
Abnahme (vorläufige Abrechnungssumme). Die Sicherheitsleistungen können auch durch 
Bürgschaften geleistet werden.
Frist für den Eingang der Angebote: 20/08/2026 11:00:00 (UTC+02:00) Osteuropäische Zeit, 
Mitteleuropäische Sommerzeit
Dauer, während der das Angebot gültig bleiben muss: 60 Tage
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können: 
Nach Ermessen des Käufers können alle fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: Fehlende Unterlagen, die mit Angebotsabgabe einzureichen 
waren, werden gem. §16a EU VOB/A nachgefordert.
Informationen über die öffentliche Angebotsöffnung: 
Eröffnungstermin: 20/08/2026 11:00:00 (UTC+02:00) Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische 
Sommerzeit
Eröffnungstermin — Beschreibung: es werden ausschließlich elektronische Angebote 
akzeptiert
Auftragsbedingungen: 
Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Nein
Es ist eine Geheimhaltungsvereinbarung erforderlich: nein
Elektronische Rechnungsstellung: Zulässig
Aufträge werden elektronisch erteilt: nein
Zahlungen werden elektronisch geleistet: nein

5.1.15.  Techniken
Rahmenvereinbarung: 
Keine Rahmenvereinbarung
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem

5.1.16.  Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung

https://plattform.aumass.de/Veroeffentlichung/av2832cf-eu
https://plattform.aumass.de/Veroeffentlichung/av2832cf-eu
https://plattform.aumass.de/Veroeffentlichung/av2832cf-eu
https://plattform.aumass.de/Veroeffentlichung/av2832cf-eu
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Überprüfungsstelle: Vergabekammer Baden-Württemberg beim Regierungspräsidium 
Karlsruhe
Informationen über die Überprüfungsfristen: Ein Nachprüfungsantrag ist unzulässig, soweit: (1) 
der Antragsteller den gerügten Verstoß gegen Vergabevorschriften im Vergabeverfahren 
erkannt und gegenüber dem Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist von 10 Kalendertagen 
gerügt hat, (2) Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der Bekanntmachung 
erkennbar sind, nicht spätestens bis Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur 
Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, (3) Verstöße gegen 
Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, nicht spätestens zum 
Ablauf der Frist zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, (4) mehr 
als 15 Kalendertage nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht 
abhelfen zu wollen, vergangen sind.
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt: 
Vergabekammer Baden-Württemberg beim Regierungspräsidium Karlsruhe
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt: DRK-Kreisverband Aalen e.V.
Organisation, die Angebote bearbeitet: DRK-Kreisverband Aalen e.V.

8. Organisationen

8.1.  ORG-0001
Offizielle Bezeichnung: DRK-Kreisverband Aalen e.V.
Registrierungsnummer: -
Postanschrift: Bischof-Fischer-Str. 119-121
Stadt: Aalen
Postleitzahl: 73430
Land, Gliederung (NUTS): Ostalbkreis (DE11D)
Land: Deutschland
Kontaktperson: DRK-Kreisverband Aalen e.V. Bischof-Fischer-Str. 119-121 73430 Aalen
E-Mail: nb-irls@drk-aalen.info
Telefon: 073619511103
Internetadresse: https://www.drk-aalen.de/startseite-kv.html
Profil des Erwerbers: https://plattform.aumass.de/Veroeffentlichung/av2832cf-eu
Rollen dieser Organisation: 
Beschaffer
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt
Organisation, die Angebote bearbeitet

8.1.  ORG-0002
Offizielle Bezeichnung: Vergabekammer Baden-Württemberg beim Regierungspräsidium 
Karlsruhe
Registrierungsnummer: -
Postanschrift: Durlacher Allee 100
Stadt: Karlsruhe
Postleitzahl: 76137
Land, Gliederung (NUTS): Karlsruhe, Stadtkreis (DE122)
Land: Deutschland
E-Mail: vergabekammer@rpk.bwl.de
Telefon: 0721 926-8730
Fax: 0721 926-3985
Internetadresse: https://rp.baden-wuerttemberg.de

mailto:nb-irls@drk-aalen.info
https://www.drk-aalen.de/startseite-kv.html
https://plattform.aumass.de/Veroeffentlichung/av2832cf-eu
mailto:vergabekammer@rpk.bwl.de
https://rp.baden-wuerttemberg.de
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Rollen dieser Organisation: 
Überprüfungsstelle
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt

8.1.  ORG-0003
Offizielle Bezeichnung: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des 
Beschaffungsamts des BMI)
Registrierungsnummer: 0204:994-DOEVD-83
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53119
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Rollen dieser Organisation: 
TED eSender

Informationen zur Bekanntmachung

Kennung/Fassung der Bekanntmachung: 20c3267f-eecc-48f9-b39c-05da6a97a2d3  -  01
Formulartyp: Wettbewerb
Art der Bekanntmachung: Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Unterart der Bekanntmachung: 16
Datum der Übermittlung der Bekanntmachung: 20/07/2026 12:01:06 (UTC+02:00) 
Osteuropäische Zeit, Mitteleuropäische Sommerzeit
Sprachen, in denen diese Bekanntmachung offiziell verfügbar ist: Deutsch
Veröffentlichungsnummer der Bekanntmachung: 502995-2026
ABl. S – Nummer der Ausgabe: 138/2026
Datum der Veröffentlichung: 21/07/2026

mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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